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kungskreis 148 
Jugendschutzgesetz, Anwendbarkeit auf Auto-
matenspielhallen 351 
Juristentag, zum 42. Deutschen J. 142 
Κ 
Kabaretistische Vorführungen in Gastwirtschaf­
ten, Genehmigungspflicht 127,157, 246 
129 Kernenergierecht, gegenwärtiger Stand 
Kirchensteuergesetz, Verfassungsmäßigkeit der 
A r t . 1, 18 und 19 
Kommission, Historische (zum hundertjährigen 
Bestehen) 
Kommunale Selbstverwaltung, Sinn und Bedeu­
tung der institutionellen Garantie in Art . 28 
Abs. 2 GG 
Kommunale Versorgungsbetriebe und Gemein­
deordnung 51, 76, 143 
Kommunalwahlperiode, Abweichung von der 
Dauer des Landtags zulässig 
Kostentragungspflicht von Bundesbahn und Bun­
despost 
Kostenvorschüsse nach A r t . 24 KG, Hinweis­
pflicht der VerwGerichte 
Kostenvorschüsse nach A r t . 24 KG, Beschwerde? 
Kostenvorschüsse nach A r t . 24 KG, Formerfor­
dernisse 
Kraftfahrzeuge, Zwangsabmeldung nach dem KfzStG 
Kreisstraßen (Verwaltung) 
Kriegsgefangene, Fragen des Kriegsgefangenen­
entschädigungsgesetzes 
Kriegsgefangene, Entschädigungsanspruch der in 
Frankreich als Freiarbeiter verpflichteten 
„Kündigung" eines Beamtenverhältnisses (Zuläs-
sigkeit des Verwaltungsrechtswegs) 















Länder, Pflicht zu bundesfreundlichem Verhalten 
Landkreisverband Bayern, Verbandsversammlung 
1958 
Landesplanung und gemeindliches Selbstverwal­
tungsrecht 








Landrat, Unzulässigkeit eines Verzichts auf die 
laufenden Dienstbezüge 124 
Laufbahnverordnung, Grundgesetzwidrigkeit ein­
zelner Vorschriften der alten Fassung 82 
Lebensunterhalt, angemessener (für Beamte ver­
fassungsrechtlich gewährleistet) 344 
Linienverkehr, Abgrenzung vom Mietwagenver­
kehr 85 
Μ 
Meinungsfreiheit, Einschränkung durch allge­
meine Gesetze 109 
Mietwagenverkehr, Abgrenzung vom Linienver­
kehr 85 
Motorboote auf bayerischen Seen 47 
München, Ausgliederung aus dem Regierungsbe­
zirk Oberbayern? 77 
Musikalische Darbietungen mit Gesang in Gast­
stätten (Anwendbarkeit des § 33 a GewO) 246 
Mustersatzungen, amtliche (als Anhaltspunkt für 
gemeindliche Rechtsetzungsakte) 307 
Ν 
Naturschutzverordnungen und Landesstraf- und 
Verordnungsgesetz 203 
Nebenbetrieb, handwerklicher 241, 315 
Neuverteilungsplan im Flurbereinigungsverfah­
ren, Besitzeinweisung vor endgültiger Feststel­
lung 215 
Normsetzungsermächtigung und Nonnsetzungs­
verfahren 239, 329 
Obdachlose, Pflicht der Gemeinden zur Unter­
bringung 27 
Oktoberfest, Rechtsfragen um das Münchner O. 271 
Organisationen, europäische 340 
Ortsdurchfahrten, Regelung der Straßenbaulast 259 
Ortsrecht und Verfassung 306 
Ortsstraßen, Begriff 304 
Ortsstraßen, Rechtsnatur des Anspruchs auf In­
standsetzung 54 
Ortsumgehungen, Beitragspflicht der Gemeinden 259 
Patentamt, Anfechtbarkeit von Entscheidungen 
der Prüfungsstellen und Beschwerdesenate 317 
Partei (politische), zur Rechtsnatur und Ausle­
gung des Begriffs 312 
Parteien (politische), zur Frage der Einräumung 
angemessener Sendezeiten bei Wahlsendungen 
des Rundfunks 312 
Personenbeförderungsgesetz, Verfassungsmäßig­
keit des § 30 150 
Personenbeförderungsgesetz, zum Widerrufsvor­
behalt bei Genehmigung des Droschkenver­
kehrs 185 
Personenbeförderungsgesetz, zur Abgrenzung des 
Linienverkehrs vom Mietwagen verkehr 85 
Pfandleihgewerbe, Grundgesetzwidrigkeit der 
Bedürfnisprüfung 147,307 
Planfeststellung und Enteignung (auf dem Ge­
biet des Straßen- und Wegerechts) 303 
Polizei, Aufgaben anläßlich der Sicherung von 
Baugruben 188,221 
Polizei, Aufgaben bei Aufklärung von Mord­
fällen * 352 
Privatkrankenhaus (finanzielle Leistungsunfähig­
keit des Unternehmers kein Grund für Ableh­
nung des Genehmigungsantrags) 321,353 
— Χ — 
Prozeßvergleich, Zulässigkeit bei Streit über Ver­
sorgungsbezüge aus dem G 131 
Prozeßvergleich, Zulässigkeit in Anfechtungs­
sachen 
Prüfungsakten, kein Recht auf Einsichtnahme 
Prüfungsaufgaben, Anfechtung der Benotung 









Räumungsverkäufe, Verbot unzulässiger R. 181 
Realsteuern, Erlöschen von Erstattungsansprüchen 24 
Rechtsanwälte, zum neuen Gebührenrecht im 
Verwaltungsstreitverfahren 208 
Rechtsbehelfe, aufschiebende Wirkung unzulässi­
ger R. 108 
Rechtshistorikertag, Deutscher 344 
Rechtsetzungsbefugnis der Gemeinden (verfas­
sungsrechtliche Grenzen) 306 
Rechtsmittelbelehrung bei allgemein statthaften, 
im Einzelfall aber unzulässigen Rechtsbehelfen 25 
Rechtsreferendare, Studienfahrt nach Frankreich 141 
Rechtsreferendare, Vorbereitungsdienst als „Aus­
bildungsstätte" im Sinn des A r t . 12 Abs. 1 GG 82 
Rechtsstaatsprinzip in der Rechtsprechung des 
Bayer. Verfassungsgerichtshofs 134 
Rechtsverordnungen, Verkündung im Bayer. 
Staatsanzeiger 105 
Regalienrecht (als Ursprung der obrigkeitlichen 
Verleihung von Wassernutzungsrechten) 73 
Rückwirkende Änderung der Kommunalwahl­
periode (unzulässig) 111 
Rückwirkung belastender gemeindlicher Gebüh­
rensatzungen (unzulässig) 249,307 
Rückwirkung von Gesetzen in der Rechtspre­
chung des Bayer. Verfassungsgerichtshofs 135 
Rundfunk, Pflicht zur Einräumung angemessener 
Sendezeit an politische Parteien 312 
Schankwirtschaftserlaubnis, Zurücknahme bei 
Verurtei lung wegen schwerer Kuppelei 285, 321 
Schornsteinfegergewerbe und freie Berufswahl 118 
Schulaufsicht, kein Klagerecht der Gemeinden 
gegen Anordnungen der Sch. 210 
Schulen, Verwaltungsakte 16 
Schulleiter, Pflicht zum Beziehen einer zugewie­
senen Dienstwohnung 22 
Schwerbeschädigtenangelegenheiten, Insichprozeß 87 
Selbstverwaltungsrecht, gemeindliches (Sinn und 
Bedeutung der institutionellen Garantie) 179 
Selbstverwaltungsrecht, gemeindliches (in Kommu­
nalbeamtensachen) 274 
Selbstverwaltungsrecht, gemeindliches (in schul-
aufsichtlichen Angelegenheiten) 210 
Selbstverwaltungsrecht, gemeindliches (und Lan­
desplanung) 312 
Selbstverwaltungsrecht, gemeindliches (u. Volks­
befragung über Atombewaffnung) 310 
Senat, Bayerischer, Struktur und Stellung 10 
Senat, Bayerischer, (Wandlungen des Zweikam­
mersystems in Bayern) 289 
Sendezeiten, angemessene für politische Parteien 
i m Rundfunk 312 
Sicherheitsrecht, Aufgaben der Polizei beim Aus-
heben einer Baugrube 188, 221 
Sicherheitsrecht, Aufgaben der Polizei bei der 
Aufklärung von Mordfällen 329 
Sommerhäuschen und Wochenendhäuser 173 
Sondernutzung an öffentlichen Straßen 301 f 
Sonderveranstaltungen und Räumungsverkäufe 
(Verbot unzulässiger R.) 181 
Seite 
Staatsbibliothek, Bayerische (400 Jahre) 270 
Staatsrechtslehrertag, Deutscher in Wien 1958 370 
Staatsvereinfachung in Bayern, Zwischenbilanz 10 
Straßen, Anbaufreiheit in Stadtrandgebieten 314 
Straßenbaulast und Eigentum 301 
Straßen- und Wegegesetz, Bayerisches 257, 300 
Subsidiaritätsprinzip (Auswirkungen im Ver­
hältnis Bund — Gemeinde) 65 
Teilnehmergemeinschaft als Anfechtungsgegnerin 
in Flurbereinigungsverfahren 122 
Trennungsentschädigung, Rechtsanspruch auf Ge­
währung 185 
Treu und Glauben als Anspruchsgrundlage im 
Beamtenrecht 329 
U 
überpositives Recht in der Rechtsprechung des 
Bayer. Verfassungsgerichtshofs 99 
Umzugskostenrecht, Teilunwirksamkeit der nach 
Kriegsende erlassenen Verordnungen 186 
Unterwerfungsverhandlung im Steuerstrafver­
fahren 29, 63 
Unzulässige Rechtsbehelfe, aufschiebende Wirkung 108 
Vereinfachungsverordnung zum Energiewirt­




Verhältnis von Bund und Ländern in Bezug auf 
die Kompetenzen (Volksbefragungsurteil des 
Bundesverfassungsgerichts) 
Verfassung und Ortsrecht 
Verfassungsbeschwerde der Beamten (bei Nicht­
gewährung angemessenen Lebensunterhalts) 
Verfassungsgerichtlicher Rechtsschutz in Bayern 
Verfassungscjerichtshof, Bayerischer, Rechtspre­
chung über verfassungsrechtliche Grundfragen 
Verfassungsgerichtshof und Bundesrecht 
Verfassungskonforme Gesetzesauslegung durch 
den Richter (Grenzen) 
Verfassungskonvent auf Herrenchiemsee 
Verfassungsmäßiges Recht und Grundrecht, Ver­
hältnis der beiden Begriffe zueinander nach der 
bayer. Verfassung 
Verjährung, unvordenkliche (als Entstehungs­
grund alter Wassernutzungsrechte) 
Verkaufstisch auf der Gehbahn (Verbot der Auf­
stellung) 
Verkehrsbüro, gemeindliches 
Vertreter des öffentlichen Interesses, Rechtsstel­
lung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
Versorgungsbezüge, Zulässigkeit eines Prozeß­
vergleichs 
Versorgungs- und Verkehrsbetriebe der Gemein­

















Verwaltung und Verwaltungsgerichtsbarkeit 
Verwaltungsakt, gemeinsamer von Bund und 
Land? 
Verwaltungsermessen, unbegrenztes als Grund 
für die Nichtigkeit einer Rechtsverordnung 
Verwaltungsrechtsweg, Zulässigkeit bei rechts­
irriger „Kündigung" eines Beamtenverhältnisses 
Verweisung des Rechtsstreits von den Verwal­
tungsgerichten an die Arbeitsgerichte (unzulässig) 
Vertrauensschutz bei Anwendung des § 7 G 131 
Verwirkung, zum Begriff 
Verzicht und Anerkenntnis im verwaltungsge­
richtlichen Verfahren 
Volksbefragung über Atomwaffen, Verfassungs-












— XI — 
Seite Seite 
Volksbefragung über Atomwaffen, Pflicht der 
Länder zum Einschreiten gegen gemeindliche 
Atkionen 
Volksbefragung und Bundesstaat 
Volksschulen, Gastschulrecht 
Vollstreckungsverfahren, Möglichkeit einer Erle­
digungserklärung 
Vorbereitungsdienst der Rechtsreferendare als 
„Ausbildungsstätte" im Sinn des Art . 12 Abs. 1 GG 
Vordach über einem städtischen Gehsteig (Erhe­








71 Wassernutzungsrechte, Fortbestand alter W. 
Wegerecht (zum Bayer. Straßen- und Wege­
gesetz) 275, 300 
Weibliche Beamtenanwärter (Nichtanstellung ver­
stößt gegen Art . 3 GG) 120 
Werbeanlagen, Beseitigung unzulässiger W. 17 
Widerruf (Rücknahme) gesetzwidriger begünsti­
gender Verwaltungsakte 185, 211, 346 
Widmung der öffentlichen Straßen 301 
Winterdienst auf öffentlichen Straßen (nicht 
mehr Bestandteil der Straßenbaulast) 301 
Wintrich, Präsident des Bundesverfassungs­
gerichts f 370 
Wirtschaftsplan, Rechtsform 49 
Wochenendhäuser und Sommerhäuschen 173 
„Wohlerworbene Beamtenrechte" (durch Grund­
gesetz nicht gewährleistet) 344 
„Wohlerworbene Rechte" auf dem Gebiet des 
Wasserrechts 71 
Wohlgast Ernst — 70 Jahre 206 
Wohnsiedlungsgebiet, Erklärung einer Gemein­
de zum W. verwaltungsgerichtlich nicht nach­
prüfbar 350 
Wohnsiedlungsgenehmigung, Wirkung für das 
nachfolgende Baugenehmigungsverfahren 245 
Würde der menschlichen Persönlichkeit in der 
Rechtsprechung des Bayer. Verfassungsgerichts­
hofs 100 
Zeugenvernehmung, Ersuchen von Verwaltungs­
behörden an Gerichte nicht grundgesetzwidrig 
Zurücknahme gesetzwidriger begünstigender Ver­
waltungsakte 185, 21 l r 346 
Zurücknahme eines Rechtsbehelfs (nach ergange­
ner Entscheidung unmöglich) 
Zwangsabmeldung von Kraftfahrzeugen nach 
dem KfzStG 
Zwangs- und Bannrechte (Fortbestand bei öffent­
lichen Fähren) 
Zweckverband im Gründungsstadium 







VII. Systematisches Verzeichnis 
Ε = Entscheidungen Β = Buchbesprechungen 
Ρ = juristische Prüfungsaufgaben 
(Fettdruck der Seitenzahlen — Abhandlungen und sonstige 
Beiträge) 
1. Staats- und Verfassungsrecht 
a) Staatsrecht (Allgemeines, einschl. Rechtsgeschichte) 
Die Aufhebung des Besatzungsrechtes in Bayern — 67. 
Die Deutsche Bundesrepublik und der Föderalismus — 
193. Vor 10 Jahren — Verfassungskonvent auf Herren­
chiemsee — 239. 400 Jahre Bayerische Staatsbibliothek 
— 270. Normsetzungsermächtigung und Normsetzungs­
verfahren — 293, 329. Europäische Organisationen — 340. 
Hundert Jahre Historische Kommission — "343. Deutscher 
Rechtshistorikertag in München — 344. Deutscher Staats­
rechtslehrertag 1958 in Wien — 370. Präsident Wintrich f 
— 370. 
Β Bereinigte Sammlung des Bayer. Landesrechts 1802 bis 
1956 -τ- 64. Sartorius, Verfassungs- und Verwaltungs­
gesetze — 160. Bayerisches Jahrbuch 1958/59 — 256. 
Staat und Bürger (Festschrift für Wi l l iba ld Apelt) 
— 355. 
b) Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
Bund und Gemeinde — 65, 101. Gemeinsamer Verwal­
tungsakt von Bund und Land? — 74. Gemeindeaufgaben 
i m Schutz der Verfassung — 161,197. Volksbefragung 
und Bundesstaat — 305. Ortsrecht und Verfassung — 306. 
Bundesraumordnung? — 357 (Forts. BayVBl. 1959, S. 4). 
Ε Grundgesetzwidrigkeit von Vorschriften der bayer. 
Laufbahnverordnung und der bayer. JuVAPO 1952 
— 82. Zum Begriff der Meinungsäußerungsfreiheit 
und der sie einschränkenden allgemeinen Gesetze — 
109. Schornsteinfegergewerbe und Recht der freien 
Berufswahl — 118. Grundgesetzwidrigkeit der Be-
dürfnisprüfung bei der Zulassung zum Pfandleihge­
werbe — 147. Jagdsteuer als Steuer mit örtlich be­
dingtem Wirkungskreis i . S. d. Ar t . 105 Abs. 2 Nr. 1 
GG — 148. Verfassungsmäßige Gültigkeit des § 30 
PBefG - 150. Sinn und Bedeutung der „institutionel­
len Garantie" des kommunalen Selbstverwaltungs­
rechts in Ar t . 28 Abs. 2 GG — 179. Zur Rechtsnatur 
(Revisibilität) des Begriffs der politischen Partei — 
183. Zur Bedeutung des A r t . 12 GG. Grundgesetzwid­
rigkeit des A r t . 3 Abs. 1 des Bayer. Apothekenge­
setzes vom 16. 6. 1952/10. 12. 1955 — 243. über das 
grundsätzliche Verhältnis von Bund und Ländern i n 
Bezug auf die Kompetenzen (Volksbefragungsurteil) 
— 273. Kommunales Selbstverwaltungsrecht und 
staatliche Entcheidungsbefugnis in Kommunalbeam­
tensachen — 274. Pflicht der Länder zu bundesfreund­
lichem Verhalten — 310. Zur Frage der Einräumung 
angemessener Sendezeiten an politische Parteien durch 
den Rundfunk — 312. Landesplanung und gemeind­
liches Selbstverwaltungsrecht — 312. Verfassungs­
mäßiger Anspruch des Beamten auf Gewährung eines 
angemssenen Lebensunterhalts — 344. 
Β Die Gleichberechtigung von Mann und Frau — 223, 
224. Gleichberechtigungsgesetz — 224. 
c) Bundesverfassungsgerichtsgesetz 
Bundesverfassungsgericht und freies Ermessen — 1, 38. 
Eigentum und Enteignung in der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts — 225. Zum Apothekenurteil 
des Bundesverfassungsgerichts — 231. 
Ε Grenzen der verfassungskonformen Gesetzesauslegung 
durch den 'Richter — 373. 
d) Bayerische Verfassung 
Struktur und Stellung des Bayerischen Senates — 10. 
Hundertfünfzig Jahre Grundrechte in Bayern — 33. 
Grundfragen des Verfassungsrechts in der Rechtsprechung 
des Bayer. Verfassungsgerichtshofs — 97, 132. Gemeinde­
aufgaben im Schutz der~ Verfassung — 161, 197. Ortsrecht 
und Verfassung — 306. Normsetzungsermächtigung und 
Normsetzungsverfahren — 293, 329. Zum Verhältnis der 
Begriffe „Grundrecht" und „verfassungsmäßiges Recht" 
nach der Bayer. Verfassung — 360. Bayer, Verfassungs­
gerichtshof und Bundesrecht — 371. 
Ε Zum Recht der Hausdurchsuchung — 20. Gemeindliche 
Verkehrs- und Versorgungsbetriebe und Verfassung 
— 51. Zur Frage der Verfassungsmäßigkeit rückwir­
kender Änderung der kommunalen Wahlperiode unter 
Abweichung von der Wahldauer des Landtags — 111. 
Verfassungsmäßigkeit des A r t . 2 des Gesetzes über 
verunstaltende Außenwerbung vom 2. 3. 1954 — 176. 
Zur Frage der Rückwirkung gemeindlicher Gebühren­
satzungen — 249. Verfassungsmäßigkeit der Ar t . 1 
Abs. 1, 18 Abs. 1 und 19 Abs. 1 des Bayer. Kirchen­
steuergesetzes v. 26. 11. 1954 — 144. Zum Fensterrecht 
— 376. 
Β Organisation und Verfahrensrecht der obersten baye­
rischen Staatsorgane — 160. 
e) Bayer. Gesetz über den Verfassungsgerichtshof 
Der verfassungsgerichtliche Rechtsschutz i n Bayern — 166. 
Grundfragen des Verfassungsrechts in der Rechtsprechung 
des Bayer. Verfassungsgerichtshofs — 97, 132. 
2. St aatsangehörigkei tsrecht 
Β Das Deutsche Staatsangehörigkeitsrecht (Schätzel) — 
387. 
3. Freizügigkeit und Aufenthalt ι 
Ε Beschränkungen von Freizügigkeit und Aufenthalt 
durch beamtenrechtliche Bindungen — 22, 58. 
4. Vereingungs- (Vereins-)Rechl 
Ε Zur Rechtsnatur (Revisibilität) des Begriffs der pol i t i ­
schen Partei — 183. 
5. Presse- und Rundfunkrecht 
Ε Zur Frage der Einräumung angemessener Sendezeiten 
an politische Parteien durch den Rundfunk — 312. 
6. Beamtenrecht 
a) Allgemeines 
Die aufschiebende Wirkung von Rechtsmitteln bei Ent­
lassung aus dem Beamtenverhältnis — 12. Der Außen­
dienst — ein Schrecken für junge Verwaltungsbeamte? 
— 139. Zur Frage des Wirksamwerdens der Beförderung 
— 175. Treu und Glauben als Anspruchsgrundlage im Be­
amtenrecht — 239. Haftpflicht und Haftpflichtschutz des 
Beamten — 333, 365. 
E. Kommunales Selbstverwaltungsrecht und staatliche 
Entscheidungsbefugnis in Kommunalbeamtensachen — 
274. Verfassungsmäßiger Anspruch des Beamten auf 
Gewährung eines angemessenen Lebensunterhalts — 
344. Fehlerhafte Prüfungsentscheidungen als anfecht­
bare Verwaltungsakte — 350. Kein Rechtsanspruch auf 
Einsicht in gesondert von den Personalakten aufbe­
wahrte Prüfungsakten — 376. Dienstliche Beurteilung 
eines Beamten als anfechtbarer Verwaltungsakt — 
383. 
Β Die Amtshaftung bei Ausübung öffentlicher Gewalt 
— 387. 
b) Bundes- (Reichs-) Beamtengesetz 
Ε Verfassungswidrigkeit des § 110 BBG — 54. Verfas­
sungsmäßigkeit des § 110 BBG — 57. 
Β Bundesbeamtengesetz — 160. Bundespersonalvertre­
tungsgesetz — 224. 
c) Bayer. Beamtengesetz, JuVAPO 
Studienfahrt der Rechtsreferendare nach Frankreich — 
141. Zur Frage des Wirksamwerdens der Beförderung 
— 175. Treu und Glauben als Anspruchsgrundlage im 
Beamtenrecht — 239. Haftpflicht und Haftpflichtschutz des 
Beamten — 333, 365. 
Ε Pflicht des Schulleiters zum Beziehen einer zugewie­
senen Dienstwohnung — 22. Versetzung einer Lehr­
kraft von einer Bekenntnisschule an eine Gemein­
schaftsschule bei kirchlich verbotener Mischehe — 58. 
Zulässigkeit des Verwaltungsrechtsweges im Falle 
rechtsirrtümlicher „Kündigung" eines Beamtenver­
hältnisses — 81. Grundgesetzwidrigkeit von Vorschrif­
ten der Bayer. Laufbahnverordnung und der JuVAPO 
1952 — 82. Ermessensmißbrauch einer Dienstbehörde 
durch Nichtanstellung weiblicher Bewerber — 120. 
Ermessensfehlgebrauch bei Ablehnung der Beförde­
rung eines Gemeindebeamten, wenn die terminge­
mäße Erstellung einer Beurteilung unterblieben ist — 
214. Entlassung eines städtischen Beamten auf Antrag 
als „unaufschiebbares Geschäft" nach Ar t . 37 Abs. 2 
GO — 316. Fehlerhafte Prüfungsentscheidungen als 
anfechtbare Verwaltungsakte — 346. Dienstliche Be­
urteilung eines Beamten als anfechtbarer Verwaltungs­
akt — 383. 
Ρ Anfechtung von AufgabenbeWertungen in der Ersten 
jur. Statsprüfung — 156, 189. 
d) Besoldungsrecht 
Die Besoldungsreform aus der Sicht des höheren Ver­
waltungsdienstes — 229. 
Ε Teilunwirksamkeit der vom Bayer. Staatsministerium 
der Finanzen seit Kriegsende erlassenen Verordnun­
gen auf dem Gebiet des Umzugskostenrechts — 186. 
Möglichkeit der Rücknahme gesetzwidriger begünsti­
gender Verwaltungsakte, die Dauerleistungen aus öf­
fentlichen Mitte ln zubilligen — 346. Verfassungswid­
rige Nichtberücksichtigung einzelner Beamtengruppen 
durch ein Besoldungsgesetz — 373. 
Β Das Besoldungsrecht des Bundes — 224. Das Bundes­
besoldungsrecht (einschließlich Wehrbesoldungsgesetz) 
— 356. 
e) Bundes- und Bayer. Gesetz zu Art. 131 GG 
Ε Zulässigkeit eines Prozeßvergleichs über strittige 
Rechtsansprüche aus den Gesetzen zu Art . 131 GG 
— 151. Zur Frage des Vertrauensschutzes bei A n ­
wendung des § 7 G 131 — 275. 
7. Allgemeine Verwaltung und allgemeines V e r ­
waltungsrecht 
a) Allgemeine Verwaltung, Staatsorganisation, Staats­
vereinfachung 
Zwischenbilanz der Staatsvereinfachung in Bayern — 5. 
Gutachten zur Verwaltungsvereinfachung in Baden-Würt­
temberg — 104. Der Außendienst — ein Schrecken für 
junge Verwaltungsbeamte? — 139. Verwaltungsgerichts­
barkeit und Verwaltung — 308. 
b) Allgemeines Verwaltungsrecht 
Gemeinsamer Verwaltungsakt von Bund und Land? — 74. 
Treu und Glauben als Anspruchsgrundlage im Beamten­
recht — 239. Gewohnheitsrechtliche Ermächtigung für a l l ­
gemeine Anordnungen der Unterrichtsverwaltung? — 260. 
Die öffentliclirechtliche Willenserklärung nichthoheit­
licher A r t — 325. 
Ε Möglichkeit der Rücknahme gesetzwidriger begünsti­
gender Verwaltungsakte, die den dauernden Bezug 
von Leistungen aus öffentlichen Mit te ln zum Gegen­
stand oder zur Folge haben — 346. Zum Begriff der 
Verwirkung — 378. Dienstliche Beurteilung eines Be­
amten als anfechtbarer Verwaltungsakt — 383. 




Ε Unzulässigkeit einer Verweisung des Rechtsstreits von 
den Verwaltungsgerichten an die Arbeitsgerichte — 
21. Kein Klagerecht der Gemeinden gegen Anordnun­
gen der staatlichen Schulaufsicht — 210. Zur Rechts­
natur (Revisibilität) und zur Auslegung des Begriffs 
der „politischen Partei" — 183. 
b) Bayerisches Verwaltungsgerichtsgesetz 
Die aufschiebende Wirkung von Rechtsmitteln bei Entlas­
sung aus dem Beamtenverhältnis — 12. Verwaltungs­
akte der Schulen — 16. Zur Kostentragungspflicht von 
Bundesbahn und Bundespost — 18. Beschwerde gegen 
den verwaltungsgerichtlichen Kostenvorschußbeschluß? 
— 49. Inhalt und Grenzen der Dispositionsmaxime im 
Verwaltungsstreitverfahren — 41. Uber die Rechtsnatur 
und Anfechtbarkeit kommunaler Gebiets- und Status­
änderungen — 69. Aufschiebende Wirkung unzulässiger 
Rechtsbehelfe nach den Verwaltungsgerichtsgesetzen? — 
108. Verzicht und Anerkenntnis im verwaltungsgericht­
lichen Verfahren — 170. Zum neuen Gebührenrecht der 
Anwälte im Verwaltungsstreitverfahren — 208. Verwal­
tungsgerichtsbarkeit und Verwaltung — 308. 
Ε Erfordernisse einer Rechtsmittelbelehrung, wenn ein 
Rechtsbehelf zwar statthaft, im Einzelfall aber nicht 
zulässig ist — 25. Hinweispflicht der Verwaltungs­
gerichte bei Kostenvorschußbeschlüssen nach Art . 24 
KG — 26. Zulässigkeit des Verwaltungsrechtswegs in 
Fällen rechtsirrtümlicher „Kündigung" eines Beamten­
verhältnisses — 81. Zur Frage des Insichprozesses 
i n SchwerbeschädigtenangelGgenheiten — 87. Form-
erfordernisse von Kostenvorschußbeschlüssen nach 
A r t . 24 KG — 89. Zulässigkeit eines Prozeßvergleichs 
über beamtenrechtliche Versorgungsansprüche — 151. 
Möglichkeit, auch in einem Vollstreckungsverfahren 
die Hauptsache für erledigt zu erklären — 151. Un­
möglichkeit der Zurücknahme eines Rechtsbehelfs nach 
ergangener Entscheidung — 187. Zulässigkeit eines 
Prozeßvergleichs in Anfechtungssachen — 252. Entschei­
dungen der Prüfungsstellen und Beschwerdesenate 
des Deutschen Patentamts als anfechtbare Verwal­
tungsakte — 317. Zur Rechtsstellung des Fiskus im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren — 319. Fehler­
hafte Prüfungsentscheidungen als anfechtbare Verwal­
tungsakte — 350. Zur Rechtsstellung des Vertreters 
des öffentlichen Interesses im verwaltungsgericht­
lichen Verfahren — 381. Eine vorläufige Baugestat-
tung kann nicht für vollziehbar erklärt werden — 381. 
Dienstliche Beurteilung eines Beamten als anfecht­
barer Verwaltungsakt — 383. 
9. Zivilprozeßordnung und Nebengesetze 
Ε Auch Urteile des Zivilrichters, die auf Grund allge­
meiner Gesetze bürgerlichrechtlicher A r t im Ergebnis 
zu einer Beschränkung der Meinungsfreiheit gelangen, 
können das Grundrecht aus Art . 5 Abs. 1 Satz 1 GG 
verletzen — 109. 
Β Kommentar zur Bundesgebührenordnung für Rechts­
anwälte (Riedel-Sußbauer) — 95. 
10. Arbeitsgerichtsbarkeit, Arbeits- und Tarifrecht 
Β Arbeitnehmererfindungsgesetz — 64. 
Ρ Aufgabe VI—24 aus der Zweiten jur. Staatsprüfung 
1956/1, I I . Abteilung — 219, 253. 
11. Sozialgerichtsbarkeit, Sozialversidierungsrecht 
Β Reichsversicherungsordnung. Viertes Buch. Rentenver­
sicherung der Arbeiter (Etmer) — 288. Angestellten­
versicherungsgesetz. Rentenversicherung der Ange­
stellten (Etmer) — 288. Gesetz über Arbeitsvermitt­
lung und Arbeitslosenversicherung (Schieckel) — 288. 
Sozialversicherung, Grundriß (Caesar) —- 323. 
12. Kriegsfolgenrecht 
Fragen des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes — 
267. 
Ε Fremdländisch klingender Familienname als „wichti­
ger Grund" für Namensänderung eines Vertriebenen 
— 247. Entschädigungsanspruch der in Frankreich als 
genen — 276. 
13. Recht der Gemeinden, Landkreise und Bezirke 
a) Allgemeines 
Rechtsform des Wirtschaftsplanes — 49. Bund und Ge­
meinde — 65, 101. Uber die Rechtsnatur und Anfechtbar­
keit kommunaler Gebiets- und Statusänderungen — 69. 
Gemeindeauf gaben im Schutz der Verfassung — 161,197. 
Der öffentliche Zweckverband im Gründungsstadium — 
174. Verbands Versammlung 1958 des Landkreisverbandes 
Bayern — 206. Das Gastschulrecht i n den Volksschulen — 
235. faormsetzungsermächtigung und Normsetzungsver­
fahren — 293, 329. Ortsrecht und Verfassung — 306. 
Ε Zur Frage der Verfassungsmäßigkeit rückwirkender 
Änderung der kommunalen Wahlperiode unter A b ­
weichung von der Wahldauer des Landtags — 111. 
Rechtsnatur einer von einer Gebietskörperschaft ver­
fügten Auftragssperre — 114. Sinn und Bedeutung 
der institutionellen Garantie des kommunalen Selbst­
verwaltungsrechts i n Ar t . 28 Abs. 2 GG — 179. Kein 
Klagerecht der Gemeinden gegen Anordnungen der 
staatlichen Schulaufsicht — 210. Kommunales Selbst­
verwaltungsrecht und staatliche Entscheidungsbefug­
nis i i i Kommunalbeamtensachen — 274. Kommunale 
Volksbefragungen über Atomwaffen und staatliche 
Gemeindeaufsicht — 310. Landesplanung und ge­
meindliches Selbstverwaltungsrecht — 312. 
b) Gemeindeordnung 
Zur Bedeutung des A r t . 75 Abs. 2 GO — 76. Ausgliede­
rung der Stadt München aus dem Regierungsbezirk Ober­
bayern? — 77. Kommunale Versorgungsbetriebe und Ge­
meindeordnung — 143. Rechtsfragen um das Münchner 
Oktoberfest — 271. 
Ε Zur Pflicht der Gemeinden, ihre obdachlosen Bürger 
unterzubringen — 27. Gemeindliche Versorgungs- und 
Verkehrsbetriebe unterliegen nicht den gesetzlichen 
Schranken des A r t . 75 Abs. 1 und 2 GO — 51. Er­
messensfehlgebrauch bei Ablehnung der Beförderung 
eines Gemeindebeamten, wenn eine dienstliche Beur­
teilung nicht rechtzeitig erstellt wurde — 214. A n ­
wendbarkeit des § 4 LStVG bei Zuwiderhandlungen 
gegen fortgeltende strafbewehrte Gemeindesatzungen 
aus der Zeit vor Inkrafttreten des LStVG — 218. 
„Rechtsbegründetes Herkommen" als Grundlage von 
Gemeindenutzungsrechten. Untergang „radizierter" 
Nutzungsrechte durch endgültige Lostrennung v o n 
der Haus- und Hofstätte — 278. Entlassung eines 
städtischen Beamten auf Antrag als „unaufschiebbares 
Geschäft" nach A r t . 37 Abs. 2 GO — 316. 
Ρ Aufgabe aus dem Gemeinderecht (Befugnisse eines 
städtischen „Verkehrsbüros") — 62, 93. Aufgabe aus 
dem Gemeinderecht (Anordnung des Benutzungs­
zwangs zugunsten eines „beliehenen Unternehmens") 
— 253, 286. 
Β Gemeinderecht (Schaffers Grundriß) — 323. Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern (Textaufgäbe) — 
324. Nürnbergs Selbstverwaltung 1256 bis 1956 — 324. 
— X I V — 
c) Finanzwesen 
Zum Erlöschen öffentlichrechtlicher Erstattungsansprüche 
— 107. Erlöschen öffentlichrechtlicher Ansprüche nach Ar t . 
125 AGBGB — 337. 
E. Verjährung (Erlöschen) von Ansprüchen auf Erstat­
tung von Realsteuern — 24. Rechtsnatur des gegen 
eine Gemeinde geltend gemachten Anspruchs, eine 
Ortsstraße in verkehrssicheren Zustand zu versetzen 
— 54. Jagdsteuer als „Steuer mit örtlich bedingtem 
Wirkungskreis" i . S. des A r t . 105 Abs. 2 Nr. 1 GG 
— 148. Zur Frage der Rückwirkung gemeindlicher Ge­
bührensatzungen — 249. Zur Frage der Eehebung von 
Benutzungsgebühren für die Anbringung eines Vor­
dachs über einem städt. Gehsteig — 281. 
Β Die Vergnügungssteuer in Bayern — 356. 
d) Landkreisordnung 
Ε Unzulässigkeit eines Verzichts des Landrats auf seine 
laufenden Dienstbezüge — 124. 
e) Straßen- und Wegerecht 
Zum Bayer. Straßen- und Wegegesetz — 257, 300. 
Ε Zur Anbaufreiheit von Straßen in Stadtrandgebieten 
— 314. 
14. Schul- und Hochschulrecht 
Verwaltungsakte der Schulen — 16. Das Gastschulrecht in 
den Volksschulen — 235. Gewohnheitsrechtliche Ermäch­
tigung für allgemeine Anordnungen der Unterrichtsver­
waltung? — 260. 
Ε Pflicht des Schulleiters zum Beziehen einer zugewie­
senen Dienstwohnung — 22. Versetzung einer Lehr­
kraft von einer Bekenntnis- an eine Gemeinschafts­
schule bei kirchenrechtlich verbotener Mischehe — 58. 
Kein Klagerecht der Gemeinden gegen Anordnungen 
der staatlichen Schulaufsicht — 210. 
15. Kirdienrecht 
Ε Verfassungsmäßigkeit der A r t . 1 Abs. 1, 18 Abs. 1 
und 19 Abs. 1 des Bayer. Kirchensteuergesetzes vom 
26. 11. 1957 — 144. 
Β Die Rechtsstellung der kirchlichen Stiftungen nach dem 
bayerischen Stiftungsgesetz — 95, 
16. öffentliche Sicherheit und Ordnung (Polizei) 
Normsetzungsermächtigung und Normsetzungsverfahren 
(Verordnungsrecht nach dem Landesstraf- und Verord­
nungsgesetz) — 293, 329. 
Ε Zur Pflicht der Gemeinden, ihre obdachlosen Bürger 
unterzubringen — 27. Anwendbarkeit des § 4 LStVG 
bei Zuwiderhandlungen gegen fortgeltende strafbe­
wehrte Gemeindesatzungen aus der Zeit vor Inkraft­
treten des LStVG — 218. 
Β Führungszeugnis und Führungsliste (Schütze) — 32. 
Das gesammelte Waffenrecht (Müller) — 32. Bayeri­
sches Landesstraf- und Verordnungsgesetz (Kääb-
Rösch) — 159. Die Eigenständigkeit des bayer. Ver­
waltungsrechts, dargestellt an Bayerns Polizeirecht 
(Mayer) — 192. Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
(Rotberg) — 256. 
Ρ Aufgabe d—42 aus der Ersten jur . Staatsprüfung 
1957/1 —188, 221. Aufgabe IV—22 aus der Zweiten 
jur. Staatsprüfung 1955/1, I I . Abteilung — 352, 385. 
17. Enteignungsrecht 
Eigentum und Enteignung in der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts — 225. 
18. Baurecht 
Sommerhäuschen und Wochenendhäuser — 173. Die 
Pflicht des Bauherrn zur nachträglichen Vorlage der 
Baupläne — 272. 
Ε Zum Fensterrecht — 376. Wirkung einer erteilten 
Wohnsiedlungsgenehmigung für das nachfolgende 
Baugenehmigungsverfahren — 245. Eine vorläufige 
Baugestattung kann nicht für vollziehbar erklärt wer­
den — 381. 
Ρ Aufgabe d—42 aus der Ersten jur . Staatsprüfung 
1957/1 — 188, 221. 
19. Außenwerbungsgesetz 
Die Beseitigung unzulässiger Werbeanlagen — 17. 
Ε Verfassungsmäßigkeit des Ar t . 2 des Gesetzes über 
verunstaltende Außenwerbung vom 2. 3. 1954 — 176. 
Ρ Aufgabe aus dem Recht der Außenwerbung (verun­
staltendes Werbeplakat in der freien Landschaft) — 
384. 
20. Gesundheitswesen 
Tagung über das Wasser des Bodensees — 308. 
21. Fürsorgerecht 
Fürsorge und Rechtsaufsicht — 199. 
Ε Verweigerung angewiesener fürsorgerechtlicher Pflicht­
arbeit berechtigt den Fürsorgeverband nicht zu völli­
ger Einstellung der laufenden Fürsorgeunterstützung 
— 154. 
22. Jugendrecht 
Ε Automatenspielhallen und Jugendschutzgesetz — 351. 
23. Landwirtschaft. Bodenreform 
Ε Zum Genehmigungserfordernis bei der weinbergsmäßi­
gen Neupflanzung von Weinreben und der Anlage 
von Rebschulen — 374. 
24. Flurbereinigung 
Ε Teilnehmergemeinschaft und Staat als Beklagte im A n ­
fechtungsverfahren gegen einen bekanntgegebenen 
fertiggestellten Bestandteil des Flurbereinigungsplans 
— 122. Vorläufige Besitzeinweisung der Beteiligten im 
Flurbereinigungsverfahren vor endgültiger Feststel­
lung des Neuwertverteilungsplans — 215. 
25. Jagd- und Forstwesen 
Ε Nichtführung der Abschußliste als Straftat nach dem 
bayerischen Jagdgesetz von 1949 — 91. Vorausset­
zungen der Versagung eines Jagdscheins nach § 17 
Abs. 1 Nr. 4 des Bundes Jagdgesetzes — 217. 
26. Gewerbe, Handwerk, Handel und Wirtschaft 
a) Allgemeines 
Zur Auslegung des Gesetzes über die Berufsausübung im 
Einzelhandel — 136. Zum Apothekenurteil des Bundesver­
fassungsgerichts — 231. 
Ε Zur Bedeutung des Ar t . 12 GG. Grundgesetzwidrigkeit 
der Bedürfnisprüfung nach A r t . 3 Abs. 1 des bayer. 
Apothekengesetzes vom 16. 6. 1952/10. 12. 1955 — 243. 
b) Gewerbeordnung und Nebengesetze 
Zur Abgrenzung des Linienverkehrs vom Mietwagenver­
kehr — 85. Schornsteinfegergewerbe und Grundrecht der 
freien Berufswahl — 118. Grundgesetzwidrigkeit der Be­
dürfnisprüfung bei der Zulassung zum Pfandleihgewerbe 
— 147. Verfassungsmäßige Gültigkeit des § 30 des Per­
sonenbeförderungsgesetzes — 150. Uber das Verbot unzu­
lässiger Sonderveranstaltungen und Räumungsverkäufe 
— 181. Zum Widerrufsvorbehalt bei der Genehmigung 
des Droschkenverkehrs — 185. Zur Auslegung des § 33 a 
der Gewerbeordnung — 246. Automatenspielhallen und 
Jugendschutzgesetz — 351. 
Ρ Aufgabe aus dem Gewerberecht (kabarettistische Vor­
stellungen in den Räumen einer Gaststätte) — 127, 
— X V — 
157. Aufgabe II—24 aus der Zweiten jur. Staatsprü­
fung 1956/1, I I . Abteilung — 285, 321. Aufgabe aus 
dem Gewerbe- und Verwaltungsprozeßrecht — 321, 
353. 
c) Handwerksordnung 
Zum Begriff des handwerklichen Nebenbetriebs — 241. 
Ε Zum Begriff des handwerklichen Nebenbetriebs und 
Hilfsbetriebs im Sinne des § 2 Nr. 3 und des § 3 HO 
— 315. 
d) Energiewirtschaft 
Der gegenwärtige Stand des Kernenergierechts — 129. 
Ε Weitergeltung der Verordnung vom 27. 9. 1939 über 
die Vereinfachung des Verfahrens nach § 4 des Ener­
giewirtschaftsgesetzes — 346. 
27. Wasserxecht 
Die Zulassung von Motorbooten auf bayerischen Seen — 
47. Fortbestand alter Wassernutzungsrechte — 71. Heiz­
ölanlagen und Heilquellen — 296. Tagung über das Was­
ser des Bodensees — 308. 
Ε Zur Frage des Fortbestands von Zwangs- und Bann­
rechten bei öffentlichen Fähren — 86. 
28. Verkehrsrecht (Srtaßenverkehrsrecht) 
Ρ Aufgabe IVa—24 aus der Zweiten jur. Staatsprüfung 
1956/1, I . Abteilung — 93, 127. 
29. Preisrecht 
Ε Zur Frage des Widerrufs einer Ausnahmegenehmigung 
nach § 11 der Preisauszeichnungsverordnung — 211. 
30. Naturschutz 
I Naturschutzverordnungen und Landesstraf- und Verord­
nungsgesetz — 203. 
31. Raumbewirtschaftung 
a) Allgemeines 
Bundesraumordnung? — 357. (Forts. BayVBl. 1959 S. 4). 
b) Wohnsiedlungsgesetz 
Rechtsform des Wirtschaftsplans — 49. 
Ε Wirkung einer erteilten Wohnsiedlungsgenehmigung 
für das nachfolgende Baugenehmigungsverfahren — 
245. Landesplanung und gemeindliches Selbstverwal­
tungsrecht — 312. Im Verfahren wegen Versagung 
einer Wohnsiedlungsgenehmigung können die Ver­
waltungsgerichte die Erklärung der betreffenden Ge­
meinde zum Wohnsiedlungsgebiet auf ihren Rechtsbe­
stand nicht nachprüfen — 350. Genehmigung der Er­
richtung eines Bauernhofes außerhalb einer Ortschaft 
begründet keinen Anspruch anderer Bewerber, die Er­
richtung von Wohnhäusern in der freien Landschaft 
genehmigt zu erhalten. — 351. Einer Genehmigung von 
Grundstücksteilungen nach dem Wohnsiedlungsgesetz 
kann, auch wenn eine Bebauung der Teilflächen nicht 
beabsichtigt ist, ein „erhebliches öffentliches Inter­
esse" im Sinne des WSG entgegenstehen — 382. 
32. Bundes- und Laiidesünanzrecht 
Die Zwangsabmeldung von Kraftfahrzeugen nach dem 
Kraftfahrzeugsteuergesetz — 78. Zum Erlöschen öffentlich-
rechtlicher Erstattungsansprüche — 107. Erlöschen öffent-
lidirechtlicher Ansprüche nach Ar t . 125 AGBGB — 337. 
Ρ Aufgabe V—24 aus der Zweiten jur. Staatsprüfung 
I 1956/1, I I . Abtei lung — 28, 62. 
VIII. Berichtigungen 
In der Abhandlung „Gemeindeaufgaben im Schutz der 
Verfassung" muß es auf Seite 165, rechte Spalte, 5./6. 
Zeile von unten an Stelle der Namensangabe „Zimmer­
mann" richtig heißen: » Z i m m e r e r " . 
Verzeichnis 
(Wohnort, soweit nichts 
Seite 
Dr. A d a m , Senatspräs, am B. VGH 337 
A 1 b r e c h t , RegRat im B. Staatsmin. d. Fin. 224, 225, 
356 
Dr. B i t t e r , RegRat beim Landratsamt Erlangen 41 
der Mitarbeiter 
anderes vermerkt, München) 
Dr. Η e i 1 m a η η , Ministerialdirektor a. D. 
H e u s e r , RegDirektor bei der Regierung von 
Oberbayern 
Dr. D a n n b e c k , Rechtsanwalt, Handwerks­
rechtsinstitut München 225 
Dr. D a u m a η η , RegDirektor, Finanzmittel­
stelle Würzburg 175 
Dr. D i r i a η , RegRat im B. Staatsmin. d. Fin. 18 
D ü n n b i e r , RegRat bei der B. Versicherungs­
kammer 333,365 
Ε b e r 1 e , RegRat im B. Staatsmin. d. Innern 17 
Ε i c h 1 e r , RegDirektor im B. Staatsmin. d. I . 267 
Dr. E n g e l h a r d t , Rechtsreferendar 47 
Dr. E y e r m a n n , Senatspräs. am. B. V G H 76 
Dr. F ö r g , RegDirektor im B. Staatsmin. f. W i r t ­




Dr. Η ο 1 ζ a ρ f 1 , RegRat im Β. Staatsmin. f. W i r t ­
schaft u. Verkehr 105 
J ο e t ζ e , Rechtsreferendar, Erlangen 141 
Κ e i 1 ρ f 1 u g , RegRat beim V G Regensburg 235, 324 
Κ η ο r r , RegDirektor bei der Obersten Baube­
hörde im B. Staatsmin. d. Innern 257,289 
Dr. K ö n i g , Rechtsanwalt, Wissenschaft!. Assi­
stent a. d. Universität Würzburg 166,239 
Dr. K ö r n e r , RegRat bei der Regierung v. M i t ­
telfranken, Ansbach 371 
Dr. Κ ο 11 m a η η , Staatsrat, Präs. a. D. des 
Β. V G H 5 
K r a n z , RegDirektor im Β. Staatsmin. d. Fin. 387 
Dr. K r a t z e r , Präs. a. D. d. Β. V G H 64, 74, 139, 159, 
160, 192, 256, 323,324, 340, 355, 356, 387 
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Dr. K r e i s , ORR im Β. Staatsmin. d. Innern 
Dr. Κ r e ß e 1 , städt. Rechtsrat, Nürnberg 





Dr. L a n g , RegRat beim B. V G H 
65,101,325 
170, 241,382 
Dr. L e r c h e , Privatdozent a. d. Universität 
München 231 
Dr. L o w , Rechtsreferendar 360 
Dr. M a n g , RegPräs. v. Oberbayern 49, 77,104, 
173,206,272,314,356,384 
Dr. M a s s o n , OStAnw. beim B. V G H 143, 160,161, 
197, 256, 306 
Dr. M a u n z , Prof. a. d. Universität München, 
Staatsminister f. Unterricht u . Kultus 129,192, 
270, 305 
Dr. M a y , RegRat beim Landratsamt Ingolstadt 26, 90 
Dr. M a y e r , ORR, Privatdozent a. d. Universi­
tät Würzburg 293,329 
Dr. Μ i e s b a c h , Senatspräs. a. D. 288,323 
Dr. Μ ö r t e 1 , OVG-Rat am B. V G H 263 
Dr. O b e r m a y e r , ORR, Privatdozenta.d.Uni­
versität München 69,203 
Dr. O e s t r e i c h e r , OVG-Rat am B. V G H 64 
Dr. O s t l e r , Rechtsanwalt, Präs. d. Bayer. A n ­
waltsverbandes 95 
Dr. R e u t e r , RegDirektor im Bayer. Staatsmin. 
für Unterricht und Kultus 16 
S e i t « 
Dr. S c h m i t t - L e r m a n n , MinRat im Bayer. 
Staatsmin. d. Innern 33 
Dr. S c h ö n d o r f , OVG-Rat am B. VGH 205, 223, 224 
Dr. S c h u e g r a f , RegRat bei der Reg. v . M i t ­
telfranken, Ansbach 49, 12ffi 
Dr. S c h w a r z e r , RegRat im Bayer. Staatsmin. 
des Innern 78 
Dr. S c h w e i g e r , RegDirektor in der Bayer. 
Staatskanzlei 67 
Dr. S e i d e l , Bayer. Ministerpräsident 193 
Dr. S i g 1 , ORR an der Regierung von Ober­
franken, Bayreuth 136 
Dr. S p a n n e r , Prof. a. d. Universität Erlangen 1, 38 
Dr. S t e r n , wissenschaftl. Assistent a. d. Uni­
versität München 71 
Dr. V i s c h e r , Oberkirchenrat b. Evang.-Luth. 
Landeskirchenrat, München 95 
Dr. W a l t e r , RegRat im B. Staatsmin. f. Unter­
richt u. Kultus 260 
Dr. W e b e r , Landgerichtsdirektor, Amberg 174 
Dr. W i η k 1 e r , RegAssessor bei der Reg. von 
Niederbayern, Landshut 199 
Dr. W i n t r i c h f, Präs. d. Bundesverfassungs­
gerichts 97,132 
W ö c k e 1 , Rechtsreferndar 108 
Dr. Z a c h e r , RegRat am Bundesverfassungs­
gericht, Karlsruhe 10,107 
10 BayVBl. 
Struktur und Stellung des Bayerischen Senates 
Von Dr. Hans F. Z a c h e r , Regierungsrat am Bundesverfassungsgericht 
(Fortsetzung und Schluß der Abhandlung aus Heft 121/1957 Seite 369 ff.) 
III. Die Stellung des Senates 
1. D i e Z u o r d n u n g z u m L a n d t a g 
a) Die Grundsätze über die Zuständigkeit des Se­
nats, die den Senat funktionell der Landtagsgesetzge­
bung zuordnen, entsprechen dem allgemeinen Prinzip, 
im Senat ein Gegenstück zum Landtag zu schaffen, 
das diesen wertvoll zu ergänzen vermag24). Die Ver­
fassung stellt den Senat n e b e n den Landtag. Die 
Senatoren stehen hinsichtlich der persönlichen Rechte 
(insbesondere Immunität, Indemnität und Zeugnisver­
weigerungsrecht) den Landtagsabgeordneten gleich 
(Art. 38 Abs. 2 i. V. m. Art. 27—31 BV: s. a. § 24 SenG), 
ebenso in bezug auf die Unvereinbarkeit ihres Amtes 
mit dem Amt des Präsidenten oder eines berufsrich­
terlichen Mitgliedes des Verfassungsgerichtshofes 
(Art. 68 Abs. 3 BV). Die Mitgliedschaft beim Senat ist 
unvereinbar mit der Mitgliedschaft beim Landtag (Art. 
38 Abs. 1 BV) 2 S ) . Dementsprechend räumt auch das 
Gesetz über den Senat (§§ 19 — 22) dem Senat 6ine 
Autonomie ein, die der des Landtags nachgebildet ist, 
und läßt die Vorschriften über die Verhandlung und 
Beschlußfassung des Landtags für den Senat entspre­
chend gelten (§§ 23, 25, 26 SenG). 
b) Ist demnach der Senat dem Landtag funktionell 
zugeordnet und ihm in der äußeren Stellung weitge­
hend gleichgestellt, so will die »Verfassung doch kein 
politisches Gleichgewicht zwischen den beiden Orga­
nen26), Die Grundsätze über die Zuständigkeit des Se­
nates, beweisen das. Dem Landtag überträgt die Ver­
fassung eine Fülle von Funktionen, von denen der Se­
nat ausgeschlossen ist (Art. 9 Abs. 2: Zustimmung zur 
Kreiseinteilung; Art. 44 Abs. 1: Wahl des Minister­
präsidenten; Art. 45, 46: Zustimmung zur Ernennung 
(und Entlassung) der Minister und Staatssekretäre und 
des Stellvertreters des Ministerpräsidenten; Art. 56: 
Entgegennahme des Eides der Mitglieder der Regie­
rung; Art. 59, 61: Ministeranklage; Art. 68: Wahl der 
Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs; Art. 72 Abs. 
1: Gesetzessanktion; Art. 72 Abs. 2: Zustimmung zum 
Abschluß der Staatsverträge27)). Nur das Vertrauen 
des Landtags entscheidet über den Bestand der Regie­
rung (Art. 44 Abs. 3 Satz 1—3 BV). Auch dem Präsi­
denten des Landtages kommt eine Stellung zu, die dem 
Präsidenten des Senates versagt ist (Art. 44 Abs. 3 
Satz 4 und 5 BV: Vertretung Bayerns nach außen beim 
Rücktritt des Ministerpräsidenten; s. a. § 20 Abs. 1 
Satz 2 SenG). Aber über diese — schon im Zuständig­
keitsprinzip des Senats angelegten — Verschieden­
heiten zwischen Senat und Landtag hinaus ist auch 
aus anderen Vorschriften deutlich ersichtlich, daß der 
Senat an Gewicht hinter dem Landtag zurücktreten 
soll. Indem die Zahl der Senatoren auf 60 festgelegt 
ist (Art. 35 Satz 1 BV), soll sie ein Drittel der Mit­
gliederzahl des Landtages betragen28). Der Landtag 
kann als Wahlorgan »zum Senat tätig werden und 
regelt schließlich durch Gesetz die — manchmal sehr 
wesentlichen — Einzelheiten des Senatsrechts (Art. 
42 BV). 
2. S e n a t , S t a a t s r e g i e r u n g u n d V e r f a s ­
s u n g s g e r i c h t s h o f 
a) Unter dem Gesetz der „hinkenden" Gleichstel­
lung zum Landtag steht auch das Verhältnis des Se­
nats zur Staatsregierung. Der Senat steht nicht neben 
der Regierung sondern — mit dem Landtag — ihr ge­
genüber. Zwischen Senat und Regierung besteht des­
halb ebensowenig Inkompatibilität wie zwischen Re­
gierung und Landtag. Will die Regierung einen Ge­
setzesvorschlag verwirklichen, so hat sie sich mit Se-
" ) V g l . Nawiasky-Leusser a. a. O. S. 35; Ehard Sten.Ber. V A Bd. I I 
S. 488; Schlögl ebd. S. 490; Hundhammer ebd. S. 495. 
i 5 ) Andere Unvereinbarkeiten mit dar Mitgliedschaft beim Senat: Art. 
55 Abs. 1 G G (kmt des Bundespräsidenten), § 3 Abs. 3 BVerfGG 
(Amt des Richters am Bundesverfassungsgericht). 
*·) V g l . die gesamten Verfassungsberatungen (s. o. Fußn. 3); s. ferner 
Nawiasky-Leusser a. a. O. S. 36; Singer a. a. O. S. 12. 
" ) Wenn der Inhalt des Vertrags innerstaatliches Recht werden soll, 
muß er aber den Weg des ordnungsgemäßen Gesetzgebungsverfah­
rens durchlaufen; richtig Hoegner a. a. O. S. 106. 
M ) V g l . Nawiasky-Leusser a. a. O. S. 35. Man nahm dabei die Zahl 
der Landtagsmandate mit 180 an. Sie ist inzwischen auf 204 ange­
wachsen. 
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nat und Landtag auseinanderzusetzen. Landtag und 
Senat können sich kritisch zu ihren Maßnahmen 
äußern. Wie der Landtag kann der Senat die Teil­
nahme der Staatsregierung an seinen Beratungen ver­
langen und muß er sie dulden (§ 26 SenG, Art. 24 BV). 
Die Staatsregierung kann gleicherweise verlangen, daß 
Landtag und Senat einberufen werden (Art. 17 Abs. 2 
BV; § 20 Abs. 2 Satz 2 SenG). Nur dem Landtag ist die 
Regierung aber verantwortlich. Nur der Landtag wird 
als Wahlorgan für die Regierung tätig. 
Ausschließlich vom Gedanken des Vorrangs des 
Landtags ist aber das Verhältnis zum Verfassungs-
gerichtshof bestimmt. Die einzig in Frage kommende 
Einflußnahme, die Wahl, ist dem Landtag vorbehalten. 
I V . Versuch einer Zusammenschau 
1. Der rote Faden, der das Recht des Senats durch­
zieht, ist nun klar ersichtlich: Der Senat soll ein Gre­
mium sein, das den Landtag ergänzt, ohne dessen Wir­
kungsbereich und Machtfülle zu mindern. 
Um den Landtag zu ergänzen, ist der Senat auf die 
organisch-korporative Grundlage gestellt. Aus ihr her­
aus können Kräfte aktiviert werden, die die Parteien 
dem Landtag nicht oder doch nicht in hinreichendem 
Maße zuführen. Indem die organisch-korporative Ord­
nung den Volkskörper in statisch abgegrenzte und 
gewertete Einheiten teilt, hindert sie aber die im Land­
tag hochwirksame Dynamik der Willensbildung des 
Gesamtvolkes, auch in den Senat unvermindert einzu­
dringen. Der Landtag ist weiter nicht nur in sich nicht 
so beständig wie der Senat; er kann auch nicht in so 
hohem Maße aus Kennern wichtiger Sachgebiete und 
zugleich hervorragenden Persönlichkeiten zusammen­
gesetzt sein, wie dies beim Senat — nach der Absicht 
der Verfassung — möglich ist. Um den Landtag wirk­
sam zu ergänzen, also auch auf dessen Willensbildung 
oder neben ihm lauf die Regierung korrigierend Ein­
fluß zu nehmen, ist der Senat in vielem ihm ähnlich 
gestaltet und gleichgestellt. Nicht von unten, von 
einem abhängigen Hilfsorgan soll der Einfluß kom­
men, sondern von der —< grundsätzlich — gleichen 
Höhe aus. Um ihn nicht von den Kraftquellen zu tren­
nen, die die Autorität des Landtages begründen und 
ihn dadurch zu lähmen, ist dem Senat seine — wenn­
gleich schwache *— demokratische Legitimation gesi­
chert. Weil der Senat den Landtag ergänzen soll, ist 
seine ^Aufgabe dieselbe wie die Hauptaufgabe des 
Landtages: Die Gesetzgebung und — in weit geringe­
rem Maße — die parlamentarische Einflußnahme auf 
die Exekutive. 
Um die Rechte und Zuständigkeiten des Landtages 
nicht zu beschneiden, ist dem Senat eine rein zusätz­
liche, die nur beratende Funktion, übertragen. Nicht 
einmal gemeinsame Sitzungen „beider Häuser" sind 
deshalb vorgesehen. Nur durch seine in seiner beson­
deren Zusammensetzung und seiner Stellung wurt-
zelnde Autorität und das Gewicht seiner Argumente 
vermag der Senat zu wirken2 9). 
Die politische und möglicherweise mittelbar auch die 
rechtliche Verantwortung des Staatsorganes erhöht 
sich, das gegen den Rat des Senates handelt80). Aber 
potestas steht nur dem Schwester organ, dem Landtag 
zu. 
2. Dem Landtag zugeordnet und in vielem gleichge­
stellt, der Staatsregierung unmittelbar und unabhän­
gig gegenübergestellt, ist der Senat wie der Landtag 
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und die Regierung ein oberstes Staatsorgan81) (s. die 
Interpretation des Begriffes „oberstes Staatsorgan"f 
Art. 64 B\, durch § 43 VfGHG und § 38 der Geschäfts­
ordnung des Verfassungsgerichtshofes vom 24. Mai 
1948, GVB1. S. 121). Diese Stellung rechtfertigt es auch, 
im Senat eine zweite Kammer zu sehen32). 
3. Ist der Senat aber auch das, was zu sein ihm viel­
fach zugeschrieben wird 8 3): eine Repräsentation des 
Volkes? Vieles spricht dafür: neben anderem die 
grundsätzliche Unabhängigkeit des Senators und seine 
der des Abgeordneten gleiche persönliche Rechtsstel­
lung84). Die organisch-korporative Zusammensetzung 
des Senates und die Bezeichnung der Senatoren als 
„Vertreter" der einzelnen Gruppen (Art. 35 BV) scheint 
— neben anderem -— gegen eine echte, das Volks-
g a n z e , nicht die Volksteile vergegenwärtigende 
Repräsentation zu sprechen35). 
In der Verfassungswirklichkeit wurde dieser Wi­
derspruch zugunsten der echten Repräsentation über­
wunden. Der Senat hat dem „senatorialen" Prinzip, 
dem Handeln der unabhängigen, aus reifem Urteil ent­
scheidenden Persönlichkeit des Senators den Vorzug 
gegeben vor dem kollektiven Handeln der einzelnen 
„Vertreter"-Gruppen36). Daneben wirkt die organisch-
korporative Struktur, zusammen mit der demokrati­
schen Wahl fast aller Senatoren, und die darin lie­
gende Identitätsvorstellung als rationale Rechtferti­
gung dieser Repräsentation87). Diese Entwicklung ist 
bedeutsam. Nur als „senatoriale" Repräsentation kann 
der Senat neben dem Landtag bestehen, der — so sehr 
die moderne Parteidemokratie dem entgegenwirkt — 
ebenfalls als Repräsentationsorgan gedacht ist (s. Art. 
13 BV). Nur so ist es auch sinnvoll, wenn der Senat 
durch seine Mehrheit handelt; denn Interessen könn-
ten nicht gezählt, sie können nur gewogen werden. 
Dieser Fragenkreis kann im gegebenen Rahmen hier 
'allerdings nur angedeutet, nicht erschöpft werden. 
Offen bleiben muß hier vor allem das Problem, wie 
sich die Repräsentation durch den Senat zu der durch 
den Landtag verhält. Offen bleiben muß auch, wie die 
Einzelheiten des Rechts des Senates unter dem Ge­
sichtspunkt der Repräsentation zu würdigen sind. 
Eine ganz andere Frage ist schließlich, ob der Senat 
eine „Volksvertretung" im Sinne gewisser Vorschrif­
ten ist. Sie ist jeweils nach dem Sinn dieser Vorschrif­
ten zu beantworten. So wird der Senat allgemein als 
Volksvertretung i. S. des Art. 17 GG (Petitionsrecht) 
angesehen38), während ihm von Anfang an die Aner­
kennung als Volksvertretung i. S. von Art. 54 Abs. 3 
" ) Nawiasky-Leusser a. a. O. S. 36} Hoegner a. a. O. S. 81; Nawiasky-
Lediner a. a. O. S. 22 f. 
3 0) Ehard Sten.Ber. V A Bd. II S. 507. 
3 1) Hoegner a. a. O. S. 75; Singer a. a. O. S. 12. 
3 i ) Ohne den Begriff der „zweiten Kammer" zu klären, kann das nicht 
näher begründet werden. — Wie hier: Nawiasky-Leusser a. a. O. 
S. 35 u. passim; Maier, JR 1948, S. 11 ff. (12); Dennewitz a. a. O . ; 
ders. DÖV 1949, S. 342; Barbarino a. a. O. S. 397; Singer a. a. Ö. 
S. 13 f.; Nawiasky-Lechner a. a. O. Er l . zu Art . 34; .Staatsverein­
fachung in Bayern" S. 24; wohl auch Maunz, Deutsches Staatsrecht, 
5. Aufl . 1956, S. 139. Nur beschränkt als zweite Kammer wollen den 
Senat Koellreutter, Deutsches Staatsrecht, 1952, S. 176 und Leusser 
a. a. O. S. 154 anerkennen. Völlig abgesprochen wird ihm dieser 
Charakter von Klein a. a. O. S. 206 f. und Hoegner a. a. O. S. 74. 
, s ) Von Ehard Sten.Ber. V A Bd. I I S. 488; Nawiasky-Lechner a. a. O. 
S. 35; Singer a. a. O. S. 12; V e r f G H in V G H n. F . 8 II 11 (22). 
u ) S. f. v. a. Leibholz, Das Wesen der Repräsentation, 1929, S. 72 ff., 
166 ff. 
" ) S. hierzu Kaiser a. a. O. S. 338 ff., insbes. S. 357 mit eingehenden 
Nachweisen. 
M ) S. Singer a. a. O. S. 14, 28 f.; „Staatsvereinfachung in Bayern" S. 26; 
Kaiser a. a. O. S. 352, 354. Zu beachten ist auch, daß die Geschäfts­
ordnung des Senats die Gruppen ignoriert. 
" ) V g l . Leibholz a. a. O. S. 140 ff., insbes. S. 160 ff. 
s 8) S. f. v. a. „Staatsvereinfachung in Bayern" S. 24. 
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GG (Wahl zur Bundesversammlung) und Art. 144 GG 
{Annahme des Grundgesetzes)8e) versagt wurde. 
V . Zur Kritik 
Dem Verfassungsgeber wurde für das Recht des 
Senats nicht nur — wenigstens grundsätzliches — 
Lob4 0), sondern auch harte Kritik zuteil, die den Senat 
sogar als „Fehlgeburt" bezeichnete41), die nur der „Ku­
riosität" halber der Erwähnung wert sei4 2). Es ist hier 
nicht der Ort, diesen Meinungen umfassend nachzu­
gehen und den Senat verfassungspolitisch zu würdi­
gen. Nur zwei Hauptgegenstände der Kritik seien her­
ausgegriffen: Die Zusammensetzung und die Zustän­
digkeit des Senats. 
1. D i e Z u s a m m e n s e t z u n g d e s S e n a t s 
Die Kritik hält die Zusammensetzung für verfehlt, 
weil der Anteil der syndikalistisch-berufsständischen 
Gruppen zu hoch sei, während im Senat landsmann­
schaftliche Vertreter und Persönlichkeiten mit Erfah­
rung auf dem Gebiete der Rechtsprechung und der 
staatlichen Verwaltung fehlten43). 
(Der erstere, die Sitzeverteilung betreffende Vor­
wurf entspricht, ebenso wie die gegenteilige Entschei­
dung des Verfassungsgebers einem vom Subjektiven 
nichlt zu lösenden Werturteil über die mit der Zuwei­
sung eines Sitzes im Senat zum Zuge kommenden 
Kräfte und Interessen. Ein objektiver, rechnerischer 
Maßstab besteht für die Sitzeverteilung in einer Kör­
perschaft von der Art des Senats nicht. Man wird 
trotzdem eines sagen können: Eine Sitzeverteilung, 
die den wirtschaftlichen Kräften eine wesentlich gerin­
gere Stimmkraft zukommen ließe als ihrer Bedeutung 
im Leben des' Volkes entspricht, würde die Legitima­
tion des Senats schwächen. Der Vorwurf des Fehlens 
landsmannschaftlicher Vertreter scheint berechtigter. 
Doch dürfte es schwierig sein, hierfür eine glaubwür­
dige korporative Grundlage zu finden. 
Der Vorwurf des Fehlens erfahrener Richter und 
Verwaltungsleute im Senat geht aber an der orga­
nisch-korporativen Struktur des Senates vorbei. Der 
Senat hat seine Quellen außerhalb des staatlichen Be­
reichs. Daran bleibt er auch als Sachverständigengre­
mium gebunden. 
2. D i e Zu s t ä n d i g k e i t d e s S e n a t e s 
Die rein beratende Zuständigkeit wird weithin als 
zu schwach angesehen, um dem Senat ein fruchtbares 
Wirken zu ermöglichen44). Vor allem wird ein Veto­
recht im Gesetzgebungsverfahren gefordert. 
Diese Kritik übersieht gemeinhin, daß die einfache 
Mehrheit des Senates wegen dessen statischer, orga­
nisch-korporativer Struktur und schwacher demokra­
tischer Legitimation nicht in der Lage wäre, in einem 
ernsthaften Konflikt gegenüber dem durch unmittel­
bare Wahlen legitimierten, die politische Gliederung 
des Volkes rechnerisch genau wiedergebenden, dyna­
mischen Landtag1 zu bestehen45). Stärkere Rechte des 
Senats könnten im Konfliktsfalle die Institution als 
solche gefährden. Nur treibt die Verfassung die As­
kese zu weit. So enthält sie dem Senat Mitwirkungs­
rechte auch dort vor, wo sie nicht zum Konflikt führen 
könnten (ζ. B. Wahl eines Teiles der Mitglieder des 
Verfassungsgerichtshofes). Sie stellt den Senat auch 
dort rechtlos, wo auch seine Legitimation ausreichen 
würde, um dem Landtag zu widerstehen. Es ist kein 
Zweifel möglich, daß ein Beschluß, den der Senat mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln oder gar vier Fünf­
teln seiner Mitglieder faßt, auch im Volke eine so hohe 
Autorität genießt, daß dem Senat nicht zugemutet 
werden braucht, damit vor der einfachen Mehrheit des 
Landtages zurückzuweichen, die sich nach dem gelten­
den Recht sogar über einen einstimmigen Beschluß 
des Senates hinwegsetzen könnte! Hier hat es sich die 
Verfassung zu leicht gemacht und vergeudet die im 
Senat wirkenden, wertvollen Kräfte. 
M ) S. hierzu die Beratungen in der Sitzung des Senats v. 25. Mai 1949 
(Verb. d. Bay. Senats, I I . Tagungsperiode 1948/49, S. 472 ff.). 
4 0) V g l . Singer a. a. O. S. 25 ff.; Nawiasky-Lechner a. a. O. S. 22 f.; 
„Staatsvereinfachung in Bayern" S. 22 ff. t Nawiasky, B a y V B l . 1956 
S. 355 ff. (355 f., 358). 
4 1 ) Barbarino a. a. O. S. 397. 
« ) Löwenstein AöR Bd. 77 (1951/52) S. 387 ff. (413). 
4 S) Barbarino a. a. O. S. 397 f; „Staatsvereinfachung in Bayern" S. 25 f. 
" ) Apelt, DRZ 1947 S. 1 ff. (3); Barbarino a. a. O. S. 397; Singer a. a. O. 
S. 25 ff.; „Staatsvereinfachung in Bayern" S. 27 fj Hermens in Zür­
cher, Verfassungen nach dem zweiten Weltkrieg, 1956 S. 132 ff. 
(147). 
" ) V g l . Nawiasky-Lechner a. a. O. S. 23. 
